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Hinweis: 
Das BMF-Schreiben (Entwurf) regelt Einzelheiten für die dauerhafte Anwendung des 
Verfahrens der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale, das ab dem Kalenderjahr 2013 für 
den Lohnsteuerabzug einzusetzen ist. Es ergänzt den Entwurf des BMF-Schreibens vom  
2. Oktober 2012 - IV C 5 - S 2363/07/0002-03 - / - 2012/0813379 - (ELStAM-Startschreiben) 
und ist anzuwenden, soweit der Arbeitgeber im Einführungszeitraum nicht nach den 
Regelungen des § 52b - neu - EStG in der Fassung des Jahressteuergesetzes 2013 (Entwurf) 
verfährt. 
 
Die Gesetzeszitate des BMF-Schreibens beruhen z. T. auf der Fassung des EStG nach dem 
Entwurf eines Jahressteuergesetzes 2013, mit dem die Vorschrift der Übergangsregelungen 
bis zur Anwendung der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale (§ 52b EStG) neu gefasst 
werden soll. Weil diese Neuregelung sowie eine ggf. noch zu beschließende An-
wendungsregelung zu § 39a Absatz 1 Satz 3 bis 5 - neu - EStG in der Fassung des Entwurfs 
eines Jahressteuergesetzes 2013 noch nicht in das parlamentarische Verfahren eingebracht 
worden sind, kann derzeit nur ein vorläufiger Entwurf des voraussichtlichen Anwendungs-
schreibens ohne Bezugnahme auf die vorgesehenen Neuregelungen im Einkommensteuerge-
setz veröffentlicht werden. Soweit die Gesetzeszitate in dem folgenden Text auf die o.g. Neu-
regelungen hinweisen, sind diese Stellen durch Freilassungen gekennzeichnet.  
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Das BMF-Schreiben wird nach Beschlussfassung des Jahressteuergesetzes 2013 im BStBl 
bekannt gegeben. 
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I.  Verfahren der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale 
 
Mit Wirkung ab dem 1. Januar 2012 sind die lohnsteuerlichen Verfahrensregelungen für das 
neue Verfahren der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale (ELStAM) in Kraft getreten. 
Als Einsatztermin für das Verfahren der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale 
(ELStAM-Verfahren) wurde der 1. November 2012 festgelegt (BMF-Schreiben in der Ent-
wurfsfassung vom 2. Oktober 2012 - IV C 5 - S 2363/07/0002-03 - / - 2012/0813379 - 
(ELStAM-Startschreiben)). Ab diesem Zeitpunkt stellt die Finanzverwaltung den Arbeitge-
bern die ELStAM für die Arbeitnehmer maschinell verwertbar zum Abruf zur Verfügung. 
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https://www.elster.de/arbeitg_elstam.php zur Verfügung.  
 
Im ELStAM-Verfahren ist allein die Finanzverwaltung für die Bildung der Lohnsteuerab-
zugsmerkmale und deren Bereitstellung für den Abruf durch den Arbeitgeber zuständig. Die 
steuerlichen Rechte und Pflichten der Arbeitgeber und Arbeitnehmer werden beibehalten. Es 
ist nicht vorgesehen und auch nicht erforderlich, dass der Arbeitnehmer sich vor Aufnahme 
einer Beschäftigung bzw. Beginn eines Dienstverhältnisses beim Finanzamt anmeldet oder ei-
nen Antrag zur Bildung der ELStAM stellt.  
 
Ab dem Kalenderjahr 2013 ist der Arbeitgeber verpflichtet, den Arbeitnehmer bei Aufnahme 
des Dienstverhältnisses bei der Finanzverwaltung anzumelden und zugleich die ELStAM an-
zufordern. Diese Verpflichtung besteht auch, wenn das Finanzamt einen Härtefallantrag auf 
Nichtteilnahme am ELStAM-Verfahren (vgl. Tz. V, § 39e Absatz 7 EStG) abgelehnt hat. Hat 
das Finanzamt hingegen dem Antrag des Arbeitgebers auf Anwendung der Härtefallregelung 
zugestimmt, ist er von der Verpflichtung zur Anwendung des ELStAM-Verfahrens befreit. 
Die Anforderung von ELStAM ist nur für im Betrieb beschäftigte Arbeitnehmer zulässig. 
 
Nach dem Abruf sind die ELStAM in das Lohnkonto des Arbeitnehmers zu übernehmen und 
entsprechend deren Gültigkeit für die Dauer des Dienstverhältnisses für den Lohnsteuerabzug 
anzuwenden. Etwaige Änderungen stellt die Finanzverwaltung dem Arbeitgeber monatlich 
zum Abruf bereit. Der Arbeitgeber soll dem Arbeitnehmer die Anwendung des ELStAM-Ver-
fahrens zeitnah mitteilen. Wird das Dienstverhältnis beendet, hat der Arbeitgeber das Be-
schäftigungsende (Datum) der Finanzverwaltung unverzüglich auf elektronischem Weg nach 
amtlich vorgeschriebenem Datensatz mitzuteilen. 
 
II. Bildung und Inhalt der ELStAM 
 
1. ELStAM-Verfahren ab 2013 
 
Gemäß dem ELStAM-Startschreiben in der Entwurfsfassung vom 2. Oktober 2012 a. a. O. hat 
der Arbeitgeber die ELStAM der Arbeitnehmer ab dem 1. Januar 2013 anzuwenden. Das Ka-
lenderjahr 2013 ist als Einführungszeitraum (§ 52b Absatz … - neu - EStG in der Fassung des 
Entwurfs eines Jahressteuergesetzes 2013 (JStG 2013 (E)) bestimmt worden. 
 
Soweit ein Arbeitgeber für die Durchführung des Lohnsteuerabzugs Lohnsteuerabzugsmerk-
male benötigt, werden sie auf Veranlassung des Arbeitnehmers gebildet (§ 39 Absatz 1 Satz 1 
EStG). Die Bildung der ELStAM erfolgt grundsätzlich automatisiert durch die Finanzver-
waltung (Bundeszentralamt für Steuern, § 39e Absatz 1 Satz 1 EStG). Soweit das Finanzamt 
auf Antrag des Arbeitnehmers Lohnsteuerabzugsmerkmale nach § 39 Absatz 1 und 2 EStG 
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erklassenwechsel), teilt es diese dem Bundeszentralamt für Steuern zum Zweck der Bereit-
stellung für den automatisierten Abruf durch den Arbeitgeber mit. 
 
2. Lohnsteuerabzugsmerkmale 
 
Als Lohnsteuerabzugsmerkmale kommen in Betracht (§ 39 Absatz 4 EStG): 

1. Steuerklasse (§ 38b Absatz 1 EStG) und Faktor (§ 39f EStG), 
2. Zahl der Kinderfreibeträge bei den Steuerklassen I bis IV (§ 38b Absatz 2 EStG), 
3. Freibetrag und Hinzurechnungsbetrag (§ 39a EStG), 
4. Höhe der Beiträge für eine private Krankenversicherung und für eine private Pflege-

Pflichtversicherung (§ 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 Buchstabe d EStG) für die 
Dauer von zwölf Monaten,  

5. Mitteilung, dass der von einem Arbeitgeber gezahlte Arbeitslohn nach einem Abkom-
men zur Vermeidung der Doppelbesteuerung von der Lohnsteuer freizustellen ist, 

6. die für den Kirchensteuerabzug erforderlichen Merkmale (§ 39e Absatz 3 Satz 1 
EStG). 

 
Die unter Nummer 4 und 5 aufgeführten Lohnsteuerabzugsmerkmale sollen erst in einer wei-
teren programmtechnischen Ausbaustufe des Verfahrens als ELStAM berücksichtigt werden 
(§ 52 Absatz 50g und Absatz 51b EStG). Gleiches gilt für die Möglichkeit, einen Freibetrag 
und Hinzurechnungsbetrag für die Dauer von zwei Kalenderjahren zu bilden (§ 39a Absatz 1 
Satz 3 - neu - und § 52 Absatz 50h - neu - EStG jeweils in der Fassung des JStG 2013 (E)). 
Zur vereinfachten Berücksichtigung der Beiträge für eine private Krankenversicherung und 
für eine private Pflege-Pflichtversicherung wird auf das BMF-Schreiben vom 22. Oktober 
2010, BStBl I Seite 1254, Tz. 6.1, verwiesen. 
 
3. Bildung und Änderung der (elektronischen) Lohnsteuerabzugsmerkmale 
 
Für die (erstmalige) Bildung der (elektronischen) Lohnsteuerabzugsmerkmale stehen zwei 
Möglichkeiten zur Verfügung:  
 
1. Im Regelfall erfolgt die erstmalige Bildung der ELStAM zu Beginn eines Dienst-

verhältnisses aufgrund der Anmeldung des Arbeitnehmers durch seinen Arbeitgeber 
bei der Finanzverwaltung mit dem Ziel, die ELStAM des Arbeitnehmers abzurufen (§ 
39e Absatz 4 Satz 2 EStG).  

 
2. Soweit Lohnsteuerabzugsmerkmale nicht automatisiert gebildet werden oder davon 

abweichend zu bilden sind (z. B. Freibeträge nach § 39a EStG oder Steuerklassen nach 
antragsgebundenem Steuerklassenwechsel), erfolgt die Bildung der Lohnsteuerab-
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2 EStG).  
 
Lohnsteuerabzugsmerkmale werden sowohl für ein erstes als auch für jedes weitere Dienst-
verhältnis gebildet (§ 39 Absatz 1 Satz 1 EStG). Auf Antrag des Arbeitnehmers teilt ihm das 
Finanzamt - auch im Hinblick auf ein zukünftiges Dienstverhältnis - seine (elektronischen) 
Lohnsteuerabzugsmerkmale mit (§ 39e Absatz 6 Satz 4 EStG). 
 
Grundlage für die Bildung der Lohnsteuerabzugsmerkmale sind die von den Meldebehörden 
mitgeteilten melderechtlichen Daten (§ 39e Absatz 2 Satz 1 und 2 EStG), wobei die Finanz-
verwaltung grundsätzlich an diese melderechtlichen Daten gebunden ist (§ 39 Absatz 1 Satz 3 
EStG). Änderungen der melderechtlichen Daten sind von den Meldebehörden dem Bundes-
zentralamt für Steuern tagesaktuell mitzuteilen und in dessen Datenbank für die elektroni-
schen Lohnsteuerabzugsmerkmale (ELStAM-Datenbank) zu speichern. Dies ermöglicht der 
Finanzverwaltung, z. B. künftig die Steuerklassen bei Änderung des Familienstands automa-
tisch zu bilden und zu ändern. Auslöser hierfür sind jeweils die Mitteilungen der Meldebehör-
den. Bei der automatischen Änderung kann es eventuell zu zeitlichen Verzögerungen kom-
men, die das Finanzamt nicht beeinflussen kann. 
 
In begründeten Ausnahmefällen hat das Finanzamt rechtliche Prüfungen zu melderechtlichen 
Merkmalen vorzunehmen und bei abweichenden Feststellungen selbst eine Entscheidung über 
die zutreffende Besteuerung zu treffen. Trifft das Finanzamt in diesen Einzelfällen eine von 
den gespeicherten melderechtlichen Daten abweichende Entscheidung für die Besteuerung, 
werden die Lohnsteuerabzugsmerkmale nicht auf Basis der ELStAM-Datenbank gebildet. Das 
Finanzamt stellt in diesen Fällen eine jahresbezogene Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug 
aus, anhand derer der Arbeitgeber den Lohnsteuerabzug durchzuführen hat (§ 39 Absatz 1 
Satz 2 EStG). Der Abruf der ELStAM wird zugleich für den Gültigkeitszeitraum der Beschei-
nigung allgemein gesperrt; vgl. im Übrigen Tz. III. 1. Für Änderungen im Melderegister blei-
ben weiterhin allein die Meldebehörden zuständig. 
 
4. Zuständigkeit 
 
Die Zuständigkeit für die Bildung der Lohnsteuerabzugsmerkmale für nach § 1 Absatz 1 
EStG unbeschränkt einkommensteuerpflichtige Arbeitnehmer richtet sich nach den Vor-
schriften der AO. Zuständiges Finanzamt ist in der Regel das Wohnsitzfinanzamt. Abwei-
chend hiervon kann dies nach Zuständigkeitsverordnungen der Länder auch das für die Ver-
anlagung zur Einkommensteuer zuständige Finanzamt sein (z. B. durch Zentralisierungsmaß-
nahmen in Großstädten). 
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Ändert sich der Familienstand eines Arbeitnehmers, z. B. durch Eheschließung, Tod des Ehe-
gatten oder Scheidung, übermitteln die nach Landesrecht für das Meldewesen zuständigen 
Behörden (Meldebehörden) die melderechtlichen Änderungen des Familienstands automa-
tisch an die Finanzverwaltung. 
 
Eheschließung 
Heiraten Arbeitnehmer, so teilen die zuständigen Meldebehörden der Finanzverwaltung den 
Familienstand „verheiratet“, das Datum der Eheschließung und die Identifikationsnummer des 
Ehegatten mit. Dadurch werden beide Ehegatten programmgesteuert in die Steuerklasse IV 
eingereiht, wenn sie unbeschränkt einkommensteuerpflichtig sind und nicht dauernd getrennt 
leben (§ 39e Absatz 3 Satz 3 Nummer 2 EStG). Die Steuerklasse IV wird mit Wirkung vom 
Tag der Eheschließung an vergeben. Nach dem derzeitigen Stand der Programmierung wird 
bei Eheschließungen ab dem Kalenderjahr 2012 ohne Ausnahme automatisiert die Steuer-
klasse IV gebildet (§ 52 Absatz 52 EStG). Für eine spätere programmtechnische Ausbaustufe 
des neuen Verfahrens ist auch die Möglichkeit der automatisierten Zuteilung der Steuerklasse 
III bei Heirat vorgesehen (§ 39e Absatz 3 Satz 3 Nummer 1 EStG). 
 
Soll die automatisch gebildete Steuerklassenkombination aus Sicht des Arbeitnehmers nicht 
zur Anwendung kommen, kann eine abweichende Steuerklassenkombination beim zuständi-
gen Finanzamt beantragt werden (§ 39 Absatz 6 Satz 3 EStG; Vordruck „Antrag auf Steuer-
klassenwechsel bei Ehegatten“). Diese Änderungen werden - abweichend von den übrigen 
Fällen des Steuerklassenwechsels - ab dem Zeitpunkt der Eheschließung wirksam. Ein solcher 
Antrag gilt nicht als Änderung der Steuerklassen im Sinne des § 39 Absatz 6 Satz 3 EStG. 
Das Recht, einmal jährlich die Steuerklasse zu wechseln, bleibt davon unberührt (§ 39 Absatz 
6 Satz 4 EStG). Ebenso gilt eine Änderung der Steuerklassen bei Wiederaufnahme der eheli-
chen Gemeinschaft nicht als Steuerklassenwechsel. Gleiches gilt, wenn die automatisch ge-
bildete Steuerklasse nicht erst zum Tag der Eheschließung, sondern bereits ab dem 1. des Hei-
ratsmonats vergeben werden soll (§ 39 Absatz 6 Satz 2 EStG).    
 
Ehegatten, die beide in einem Dienstverhältnis stehen, können darüber hinaus wie bisher ein-
malig im Laufe des Kalenderjahres beim Finanzamt eine Änderung der Steuerklassen bean-
tragen (Steuerklassenwechsel, Vordruck „Antrag auf Steuerklassenwechsel bei Ehegatten“). 
Für eine Berücksichtigung der Änderung im laufenden Kalenderjahr ist der Antrag spätestens 
bis zum 30. November zu stellen (§ 39 Absatz 6 Satz 6 EStG). Die beantragten Steuerklassen 
werden mit Wirkung vom Beginn des Kalendermonats, der auf die Antragsstellung folgt, ge-
währt (§ 39 Absatz 6 Satz 5 EStG). 
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Wird die Ehe durch Scheidung aufgelöst, übermittelt die Meldebehörde den geänderten mel-
derechtlichen Familienstand sowie das Datum der Scheidung der Ehe an die Finanzverwal-
tung. Zu Beginn des darauf folgenden Kalenderjahres wird für diese Arbeitnehmer automati-
siert die Steuerklasse I gebildet. Davon unberührt bleibt die Anzeigepflicht des Arbeitnehmers 
bei Beginn eines dauernden Getrenntlebens. Zur Änderung der Steuerklassen im Scheidungs-
jahr vgl. R 39.2 Absatz 2 und Absatz 5 LStR 2011.  
 
Auf die Möglichkeit eines zusätzlichen Steuerklassenwechsels nach R 39.2 Absatz 5 Satz 5 
LStR wird hingewiesen (Vordruck „Antrag auf Steuerklassenwechsel bei Ehegatten“). Ent-
sprechendes gilt bei der Aufhebung einer Ehe. 
 
Tod 
Verstirbt ein Ehegatte, wird die Steuerklasse des überlebenden Ehegatten ab dem ersten des 
auf den Todestag folgenden Monats automatisch in Steuerklasse III geändert. Etwas anderes 
gilt nur, sofern die Voraussetzungen für die Anwendung dieser Steuerklasse im Zeitpunkt des 
Todes nicht vorgelegen haben. Ab Beginn des zweiten Kalenderjahres nach dem Tod des 
Ehegatten wird programmgesteuert die Steuerklasse I gebildet. 
 
Auslandssachverhalte 
Gibt ein Ehegatte den inländischen Wohnsitz bzw. gewöhnlichen Aufenthalt auf, wird der 
Abruf der ELStAM des ins Ausland verzogenen Ehegatten gesperrt. In der Folge erhält der im 
Inland verbleibende Ehegatte ab dem Beginn des Folgejahres automatisiert die Steuerklasse I 
zugeteilt.  
 
Die erneute Begründung eines inländischen Wohnsitzes bzw. gewöhnlichen Aufenthalts nach 
einem Auslandsaufenthalt führt bei Ehegatten ab Beginn dieses Monats automatisch zur Ein-
reihung in die Steuerklasse IV. 
 
Dauerndes Getrenntleben 
Ein dauerndes Getrenntleben ist dem Finanzamt unverzüglich anzuzeigen (Vordruck „Erklä-
rung zum dauernden Getrenntleben“). Dadurch wird - ungeachtet eines etwaigen Steuerklas-
senwechsels im Trennungsjahr - ab Beginn des darauf folgenden Jahres automatisch die Steu-
erklasse I gebildet. 
 
6. Berücksichtigung von Kindern 
 
Lohnsteuerabzugsmerkmal 
Kinderfreibetragszähler werden als Lohnsteuerabzugsmerkmal ab Beginn des Jahres der Ge-
burt des Kindes bis zum Ablauf des Jahres, in dem die Voraussetzungen für die Berücksichti-
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zip). 
 
Bei minderjährigen Kindern im Sinne des § 32 Absatz 1 Nummer 1 EStG werden in den 
Steuerklassen I bis IV die Kinderfreibetragszähler bei beiden Elternteilen entsprechend der 
Regelungen in § 38b Absatz 2 EStG automatisch berücksichtigt, sofern Eltern und Kind in 
derselben Gemeinde wohnen. 
 
Minderjährige Kinder, die nicht in der Wohnung des Arbeitnehmers gemeldet sind, wurden 
bisher nur dann im Lohnsteuerabzugsverfahren berücksichtigt, wenn für dieses Kind eine 
steuerliche Lebensbescheinigung vorgelegt wurde. Diese Nachweisverpflichtung ist bereits ab 
dem Kalenderjahr 2011 entfallen. Die Bildung der Kinderfreibetragszähler setzt in diesen 
Fällen einen einmaligen Antrag voraus (Vordruck „Antrag auf Lohnsteuer-Ermäßigung“ bzw. 
„Vereinfachter Antrag auf Lohnsteuer-Ermäßigung“). Dabei ist der Nachweis beim Finanz-
amt durch Vorlage einer Geburtsurkunde des Kindes zu führen. 
 
Kommt ein Elternteil seinen Unterhaltsverpflichtungen im Wesentlichen nicht nach (sog. 
Mangelunterhaltsfälle), ist eine Übertragung des Kinderfreibetrags auf den anderen Elternteil 
im Lohnsteuerabzugsverfahren ab dem Kalenderjahr 2012 nur noch dann möglich, wenn der 
Antragsteller keinen Unterhaltsvorschuss erhalten hat. Insoweit ist R 39.2 Absatz 9 LStR 
2011 nicht mehr anzuwenden. Ein Antrag auf Übertragung kann auch im Rahmen einer Ver-
anlagung zur Einkommensteuer gestellt werden. 
 
Mehrjährige Berücksichtigung in den Antragsfällen nach § 38b Absatz 2 Satz 2 EStG 
Ab dem Kalenderjahr 2012 ist auch in den Antragsfällen nach § 38b Absatz 2 Satz 2 EStG die 
mehrjährige Berücksichtigung von Kindern im Lohnsteuerabzugsverfahren möglich, wenn 
nach den tatsächlichen Verhältnissen zu erwarten ist, dass die Voraussetzungen bestehen blei-
ben (§ 38b Absatz 2 Satz 3 EStG). Eine mehrjährige Berücksichtigung kommt z. B. in den 
folgenden Fällen in Betracht: 
 

1. Pflegekinder in den Fällen des § 32 Absatz 1 Nummer 2 EStG, 
2. Kinder unter 18 Jahren, wenn der Wohnsitz/gewöhnliche Aufenthalt des anderen 

Elternteils nicht ermittelbar oder der Vater des Kindes amtlich nicht feststellbar ist, 
3. Kinder nach Vollendung des 18. Lebensjahres, die die Voraussetzungen des § 32 Ab-

satz 4 EStG erfüllen. Bei Kindern, die sich in Berufsausbildung im Sinne des § 32 Ab-
satz 4 Nummer 2 Buchstabe a EStG befinden, kann sich die mehrjährige Berücksich-
tigung bei einem Ausbildungsdienstverhältnis, z. B. aus dem Ausbildungsvertrag, er-
geben; bei einem Erststudium kann für die mehrjährige Berücksichtigung grundsätz-
lich die Regelstudienzeit im Sinne der §§ 11, 19 HRG zugrunde gelegt werden. 
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druck gestellt werden (§ 38b Absatz 2 Satz 5 EStG); hierfür stehen die Vordrucke „Antrag auf 
Lohnsteuer-Ermäßigung“ bzw. „Vereinfachter Antrag auf Lohnsteuer-Ermäßigung“ zur Ver-
fügung. 
 
III. Durchführung des Lohnsteuerabzugs 
 
1. Elektronisches Verfahren 
 
Regelverfahren 
Nach dem mit gesondertem BMF-Schreiben (ELStAM-Startschreiben in der Entwurfsfassung 
vom 2. Oktober 2012 a. a. O.) bekannt gegebenen Zeitpunkt ist der Lohnsteuerabzug 
grundsätzlich nach den ELStAM durchzuführen (Regelverfahren). Dazu stellt die 
Finanzverwaltung dem Arbeitgeber die Lohnsteuerabzugsmerkmale unentgeltlich zum 
elektronischen Abruf bereit (§ 39e Absatz 3 Satz 1 EStG). Die Finanzverwaltung bildet für 
Arbeitnehmer als Grundlage für den Lohnsteuerabzug die Steuerklasse, die Zahl der 
Kinderfreibetragszähler für die Steuerklassen I bis IV sowie die Merkmale für den 
Kirchensteuerabzug automatisch als ELStAM. Auf Antrag des Arbeitnehmers werden auch 
Freibeträge und Hinzurechnungsbeträge nach § 39a EStG oder ein Faktor nach § 39f EStG 
berücksichtigt. Zu der geplanten technischen Erweiterung (Ausbaustufe) vgl. Tz. II. 2. 
 
Verfahren bei unzutreffenden ELStAM 
Stellt die Finanzverwaltung dem Arbeitgeber unzutreffende ELStAM bereit, kann der Arbeit-
nehmer deren Berichtigung beim Finanzamt beantragen (§ 39 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 
EStG, vgl. Tz. II. 3 und 4). In Betracht kommen neben unzutreffenden melderechtlichen 
Merkmalen insbesondere ELStAM, die aus technischen Gründen nicht zeitnah berichtigt wer-
den können.   
 
Um bei unzutreffenden ELStAM den zutreffenden Lohnsteuerabzug vornehmen zu können, 
stellt das Finanzamt im laufenden Verfahren auf Antrag des Arbeitnehmers eine Bescheini-
gung für den Lohnsteuerabzug (§ 39 Absatz 1 Satz 2 EStG) für die Dauer eines Kalenderjah-
res aus und sperrt gleichzeitig den Arbeitgeberabruf (Vollsperrung). Durch diese Sperrung er-
hält der Arbeitgeber für den Arbeitnehmer keine sog. Änderungslisten mehr. Legt der Arbeit-
nehmer dem Arbeitgeber die Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug vor, sind die darauf 
eingetragenen Lohnsteuerabzugsmerkmale maßgebend. Folglich hat sie der Arbeitgeber in 
das Lohnkonto des Arbeitnehmers zu übernehmen, dem Lohnsteuerabzug zugrunde zu legen 
und die Regelung in § 39e Absatz 6 Satz 8 EStG (Lohnsteuerabzug nach Steuerklasse VI) 
nicht anzuwenden. 
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Arbeitgeber die zutreffenden ELStAM in einer sog. Änderungsliste zum Abruf bereitgestellt. 
Mit dem erneuten Abruf der ELStAM durch den Arbeitgeber verliert die Bescheinigung für 
den Lohnsteuerabzug ihre Gültigkeit; sie ist nicht an das Finanzamt zurückzugeben. Der Ar-
beitgeber darf sie nach Ablauf des Kalenderjahres vernichten. 
 
Hat das Finanzamt im Einführungszeitraum (§ 52b Absatz … - neu - EStG in der Fassung des 
JStG 2013 (E)) aufgrund abweichender Meldedaten eine Besondere Bescheinigung für den 
Lohnsteuerabzug nach § 52b Absatz … - neu - EStG in der Fassung des JStG 2013 (E) 
ausgestellt, sind die Grundsätze der Tz. III. 2 des ELStAM-Startschreibens in der 
Entwurfsfassung vom 2. Oktober 2012 a. a. O. zu beachten. 
 
2. Arbeitgeberpflichten 
 
Anmeldung durch den Arbeitgeber bzw. Dritten 
Zum Abruf der ELStAM hat sich der Arbeitgeber bei der Finanzverwaltung über das Elster-
Online-Portal zu registrieren und seine Wirtschafts-Identifikationsnummer anzugeben (§ 39e 
Absatz 4 Satz 3 EStG).  
 
Beauftragt der Arbeitgeber einen Dritten mit der Durchführung des Lohnsteuerabzugs, hat 
sich der Dritte für den Datenabruf zu registrieren und zusätzlich seine Wirtschafts-Identifika-
tionsnummer mitzuteilen (§ 39e Absatz 4 Satz 6 EStG). In diesem Fall ist der Arbeitgeber 
nicht zur Registrierung im ElsterOnline-Portal verpflichtet. 
 
Da die Wirtschafts-Identifikationsnummer noch nicht zur Verfügung steht, erfolgt die erfor-
derliche Anmeldung mit der Steuernummer der lohnsteuerlichen Betriebsstätte oder des Teil-
betriebs, in dem der für die Durchführung des Lohnsteuerabzugs maßgebende Arbeitslohn des 
Arbeitnehmers ermittelt wird (§ 39e Absatz 9 EStG). 
 
Der Arbeitgeber bzw. ein in seinem Auftrag tätiger Dritter hat das für die Authentifizierung 
erforderliche elektronische Zertifikat einmalig im ElsterOnline-Portal (www.elsteronline.de) 
zu beantragen. Ohne Authentifizierung sind eine Anmeldung der Arbeitnehmer und ein Abruf 
von ELStAM nicht möglich. Einzelheiten zur Authentifizierung, zur Anmeldung und Abmel-
dung des Arbeitnehmers sowie für den Abruf der ELStAM sind im Internet unter 
https://www.elster.de/arbeitg_home.php einseh- und abrufbar. Es wird die Verwendung der 
Zertifikatsart „Nicht-persönliches Zertifikat (Organisationszertifikat)“ empfohlen. Diese wird 
unternehmensbezogen ausgestellt und bietet die Möglichkeit, mehrere Zertifikate zu beantra-
gen. Verfügt der Arbeitgeber bzw. der in seinem Auftrag tätige Dritte bereits über ein ent-
sprechendes Zertifikat (z. B. zur Übermittlung der Lohnsteuerbescheinigung), ist ein erneuter 
Antrag zum Erwerb eines elektronischen Zertifikats grundsätzlich nicht erforderlich. Abrufbe-
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ber oder berechtigter Dritter bekannt sind. Zu den Schutzvorschriften für die ELStAM vgl. 
unter Tz. III. 10). 
 
Ist ein Dritter mit der Datenübermittlung beauftragt, ist eine zusammengefasste Übermittlung 
von Daten zur Anmeldung und Abmeldung sowie für den Abruf der ELStAM von Arbeit-
nehmern mehrerer Arbeitgeber zulässig. 
 
Mitteilung der Steuernummer an den Arbeitnehmer 
Möchte der Arbeitnehmer eine Negativ- oder Positivliste (vgl. Tz. III. 6) beim Finanzamt ein-
richten, hat der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer die Steuernummer der Betriebsstätte oder des 
Teilbetriebs, in dem der für die Durchführung des Lohnsteuerabzugs maßgebende Arbeitslohn 
ermittelt wird, mitzuteilen (§ 39e Absatz 6 Satz 6 Nummer 1 Satz 2 und Absatz 9 EStG). Der 
Arbeitnehmer hat für die Verwendung dieser Steuernummer die Schutzvorschriften für die 
ELStAM entsprechend zu beachten (§ 39e Absatz 6 Satz 6 Nummer 1 Satz 3 EStG, vgl. Tz. 
III. 10). 
 
Abruf der ELStAM 
Die Teilnahme am neuen Verfahren setzt voraus, dass der Arbeitgeber den Arbeitnehmer bei 
der Finanzverwaltung per Datenfernübertragung einmalig anmeldet und dadurch dessen 
ELStAM anfordert. Dies muss zum Start des Verfahrens für sämtliche Beschäftigte und im 
laufenden Verfahren nur für neu eingestellte Arbeitnehmer erfolgen. Mit der Anmeldebestäti-
gung werden dem Arbeitgeber die ELStAM des Arbeitnehmers zur Verfügung gestellt. Die 
erstmals gebildeten ELStAM sind nach dem Starttermin für die dann jeweils nächstfolgende 
Lohnabrechnung abzurufen, in das Lohnkonto zu übernehmen und gemäß der zeitlichen Gül-
tigkeitsangabe anzuwenden (§ 52b Absatz … - neu - EStG in der Fassung des JStG 2013 (E), 
§ 39e Absatz 4 Satz 2 EStG). 
 
Für die Anforderung von ELStAM hat der Arbeitgeber folgende Daten des Arbeitnehmers 
mitzuteilen (§ 39e Absatz 4 Satz 3 EStG): 

1. Identifikationsnummer, 
2. Tag der Geburt, 
3. Tag des Beginns des Dienstverhältnisses, 
4. ob es sich um ein erstes oder weiteres Dienstverhältnis handelt, 
5. etwaige Angaben, ob und in welcher Höhe ein nach § 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 

EStG festgestellter Freibetrag abgerufen werden soll. 
 
Macht der Arbeitgeber zu 4. keine Angaben, wird programmgesteuert ein weiteres Beschäfti-
gungsverhältnis unterstellt (Steuerklasse VI).  
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ab dem er die für den Lohnsteuerabzug erforderlichen ELStAM anzuwenden hat („Referenz-
datum Arbeitgeber“; sog. refDatumAG). Dies wird regelmäßig der Beginn des Dienstverhält-
nisses sein. Für einen davor liegenden Zeitraum ist die Anforderung von ELStAM nicht zu-
lässig. Folglich legt dieses Datum den Zeitpunkt fest, ab dem ELStAM gebildet (und im 
Anschluss daran zum Abruf bereitgestellt) werden sollen. Nach der erfolgreichen Anmeldung 
des Arbeitnehmers werden die ELStAM für einen vor dem in der Anmeldung genannten 
Referenzdatum liegenden Zeitraum dem Arbeitgeber nicht übermittelt. Das Referenzdatum 
Arbeitgeber darf nicht 

- vor dem Start des ELStAM-Verfahrens (1. Januar 2013) liegen, 
- vor dem Beginn des Dienstverhältnisses liegen, 
- nach dem Tag der elektronischen Anmeldung des Arbeitnehmers liegen, 
- vor dem 1. Januar des laufenden Jahres liegen, wenn der Arbeitnehmer nach Ablauf 

des Monats Februar des laufenden Jahres elektronisch angemeldet wird, 
- vor dem Vorjahresbeginn liegen, wenn der Arbeitnehmer vor dem 1. März des laufen-

den Jahres elektronisch angemeldet wird. 
Für Anmeldungen, die vor dem 1. Januar 2013 bei der Finanzverwaltung eingehen, ist als 
Referenzdatum Arbeitgeber stets der 1. Januar 2013 anzugeben. 
 
Laufendes Abrufverfahren 
Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die ELStAM monatlich abzufragen und abzurufen (§ 39e Ab-
satz 5 Satz 3 EStG). Da sich die Lohnsteuerabzugsmerkmale der Arbeitnehmer in einer Viel-
zahl von Fällen nicht in jedem Monat ändern, hat die Finanzverwaltung einen Mitteilungsser-
vice eingerichtet. Zur Nutzung dieses Mitteilungsverfahrens kann der Arbeitgeber im Elster-
Online-Portal beantragen, per E-Mail Informationen über die Bereitstellung von Änderungen 
zu erhalten. Erfährt der Arbeitgeber durch diesen E-Mail-Mitteilungsservice, dass sich für ei-
nen Lohnzahlungszeitraum keine Änderungen bei den ELStAM seiner Arbeitnehmer ergeben 
haben, ist er für diesen Zeitraum von der Verpflichtung zum Abruf befreit. Wird ihm dagegen 
mitgeteilt, dass neue bzw. geänderte ELStAM zum Abruf bereitstehen, bleibt er zum Abruf 
verpflichtet. 
 
Gültigkeit der ELStAM, Beendigung des Dienstverhältnisses 
Nach § 39e Absatz 5 Satz 1 EStG sind die abgerufenen ELStAM gemäß der zeitlichen Gül-
tigkeitsangabe vom Arbeitgeber für die Durchführung des Lohnsteuerabzugs des Arbeitneh-
mers anzuwenden, bis 

1. ihm die Finanzverwaltung geänderte ELStAM zum Abruf bereitstellt oder 
2. der Arbeitgeber der Finanzverwaltung die Beendigung des Dienstverhältnisses mit-

teilt. 
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lich mitzuteilen (§ 39e Absatz 4 Satz 5 EStG). Hierzu übermittelt der Arbeitgeber oder der 
von ihm beauftragte Dritte die Daten der abzumeldenden Arbeitnehmer (Identifikationsnum-
mer, Geburtsdatum, Datum der Beendigung des Dienstverhältnisses und refDatumAG) auf 
elektronischem Weg nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz.  
 
Nach dem Tod eines Arbeitnehmers wird ein Abruf der ELStAM automatisch allgemein ge-
sperrt. Versucht der Arbeitgeber ELStAM abzurufen, erhält er lediglich die Rückmeldung, 
dass ein Abruf nicht möglich ist; ein Rückschluss auf den Grund (Tod des Arbeitnehmers) ist 
nicht möglich. 
 
Bei Lohnzahlungen an Erben oder Hinterbliebene des verstorbenen Arbeitnehmers sind diese 
durch den Arbeitgeber als Arbeitnehmer anzumelden, damit die Finanzverwaltung ELStAM 
bilden und zum Abruf bereitstellen kann. 
 
Lohnzahlungen nach Beendigung des Dienstverhältnisses 
Zahlt der Arbeitgeber nach Beendigung des Dienstverhältnisses laufenden Arbeitslohn (R 
39b.2 Absatz 1 LStR 2011), sind der Besteuerung die ELStAM zum Ende des Lohnzahlungs-
zeitraums zugrunde zu legen, für den die Nachzahlung erfolgt. Eine erneute Anmeldung des 
Arbeitnehmers bei der Finanzverwaltung ist insoweit nicht erforderlich. 
 
Handelt es sich dagegen um sonstige Bezüge (R 39b.2 Absatz 2 LStR 2011), sind für die Be-
steuerung die ELStAM zum Ende des Lohnzahlungszeitraums des Zuflusses des sonstigen 
Bezugs maßgebend. Der Arbeitgeber muss daher den Arbeitnehmer erneut bei der Finanz-
verwaltung anmelden. Unterlässt der Arbeitgeber in diesem Fall die Anmeldung, obwohl ihm 
die hierzu erforderlichen Angaben des Arbeitnehmers vorliegen und der Anmeldung keine 
technischen Hinderungsgründe gemäß § 39c Absatz 1 Satz 2 EStG entgegenstehen, ist der 
Steuerabzug nach der Steuerklasse VI vorzunehmen. 
 
3. Arbeitgeberwechsel 
 
In Fällen des Arbeitgeberwechsels ist der (bisherige) erste Arbeitgeber verpflichtet, die Been-
digung des Dienstverhältnisses der Finanzverwaltung unverzüglich anzuzeigen und den Ar-
beitnehmer bei der Finanzverwaltung zeitnah elektronisch abzumelden (§ 39e Absatz 4 Satz 5 
EStG, vgl. Tz. III. 2). Der neue erste Arbeitgeber hat sich bei der Finanzverwaltung als erster 
Arbeitgeber (Hauptarbeitgeber) anzumelden und die ELStAM des Arbeitnehmers abzurufen 
(vgl. Tz. III. 2). 
 



 
Seite 14  Erfolgt nach einem Arbeitgeberwechsel die Anmeldung des Arbeitnehmers durch den neuen 

(aktuellen) Hauptarbeitgeber, bevor der vorherige Hauptarbeitgeber die Abmeldung vorge-
nommen hat, gilt Folgendes: 
 

- Der aktuelle Hauptarbeitgeber erhält die für das erste Dienstverhältnis gültigen 
ELStAM rückwirkend ab dem Beginn des Dienstverhältnisses. Der bisherige Hauptar-
beitgeber erhält mit Gültigkeit ab diesem Tag die ELStAM für Steuerklasse VI.  

 
- Erfolgt die Anmeldung des Arbeitnehmers zu einem Zeitpunkt, der mehr als 

6 Wochen nach Beginn des Dienstverhältnisses liegt, erhält der aktuelle Hauptarbeit-
geber die für das erste Dienstverhältnis gültigen ELStAM ab dem Tag der Anmel-
dung. Der bisherige Hauptarbeitgeber erhält mit Gültigkeit ab diesem Tag die 
ELStAM für Steuerklasse VI. 

 
Beispiel 1 (Anmeldung innerhalb der 6-Wochen-Frist): 
 
Arbeitnehmer A ist mit Steuerklasse III bei Arbeitgeber ALT beschäftigt. A wechselt zum 20. 
Juni 2013 zum Arbeitgeber NEU. Während Arbeitgeber NEU das Beschäftigungsverhältnis 
am 10. Juli 2013 als Hauptarbeitgeber mit Beschäftigungsbeginn 20. Juni 2013 anmeldet, un-
terbleibt eine Abmeldung durch den bisherigen Arbeitgeber ALT. 
 
Arbeitgeber NEU 
NEU erhält in der Anmeldebestätigungsliste zur Anmeldung vom 10. Juli 2013 die ELStAM 
rückwirkend auf den Tag des Beginns der Beschäftigung (Gültigkeit ab 20. Juni 2013) mit der 
Steuerklasse III. 
 
Arbeitgeber ALT 
ALT erhält mit dem nächsten Abruf (Anfang August 2013) ELStAM mit der Steuerklasse VI 
mit Gültigkeit ab Beginn der Beschäftigung bei Arbeitgeber NEU (20. Juni 2013). In der Zeit 
ab dem 20. Juni 2013 gezahlter Restlohn ist nach Steuerklasse VI zu besteuern. 
 
Hinweis: Hat Arbeitgeber ALT den Arbeitnehmer bis Ende des Monats Juli 2013 abgemeldet, 
werden ihm für A keine ELStAM mehr zum Abruf bereitgestellt. 
 
Beispiel 2 (Anmeldung außerhalb der 6-Wochen-Frist): 
 
Arbeitnehmer B ist mit Steuerklasse III beim Arbeitgeber ALT beschäftigt. B wechselt zum 
20. Juni 2013 zum Arbeitgeber NEU. NEU meldet das Beschäftigungsverhältnis am 20. Au-
gust 2013 als Hauptarbeitgeber mit Beschäftigungsbeginn 20. Juni 2013 an, eine Abmeldung 
durch den bisherigen Arbeitgeber ALT unterbleibt. 
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Arbeitgeber NEU 
NEU erhält für B erstmalig ELStAM mit der Steuerklasse III mit Gültigkeit ab dem Tag der 
Anmeldung (20. August 2013). Zuvor gezahlter Lohn ist mit Steuerklasse VI zu besteuern. 
 
Arbeitgeber ALT 
ALT erhält mit dem nächsten Abruf (Anfang September 2013) ELStAM mit der Steuerklasse 
VI mit Gültigkeit ab dem 20. August 2013. 
 
Hinweis: Hat Arbeitgeber ALT den Arbeitnehmer bis Ende des Monats August 2013 abge-
meldet, werden ihm für B keine ELStAM mehr zum Abruf bereitgestellt. 
 
4. Weiteres Dienstverhältnis  
 
Beginn eines weiteren Dienstverhältnisses 
Beginnt der Arbeitnehmer ein neues Dienstverhältnis und bezieht er nebeneinander von meh-
reren Arbeitgebern Arbeitslohn, hat er zu entscheiden, welches das erste und welches das 
weitere Dienstverhältnis ist. Soll der Arbeitslohn des neuen Dienstverhältnisses nach der 
Steuerklasse VI besteuert werden, hat der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber neben der Identifi-
kationsnummer und dem Tag der Geburt mitzuteilen, dass es sich um ein weiteres Dienstver-
hältnis handelt (vgl. Tz. III. 5). Zur Berücksichtigung eines nach § 39a Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 7 EStG festgestellten Freibetrags vgl. Tz. VII. Soll der Arbeitslohn des neuen Dienstver-
hältnisses nach den Merkmalen des ersten Dienstverhältnisses besteuert werden, hat der Ar-
beitnehmer dem Arbeitgeber mitzuteilen, dass es sich um das erste Dienstverhältnis handelt. 
 
Nachdem der Arbeitgeber des neuen Dienstverhältnisses den Arbeitnehmer bei der Finanz-
verwaltung angemeldet hat, bildet die Finanzverwaltung die zutreffenden Steuerklassen au-
tomatisch und stellt sie dem jeweiligen Arbeitgeber zum Abruf bereit. Dem Arbeitgeber des 
weiteren Dienstverhältnisses werden als ELStAM die Steuerklasse VI und ggf. die rechtliche 
Zugehörigkeit zu einer steuererhebenden Religionsgemeinschaft sowie ein Freibetrag nach § 
39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 EStG zum Abruf bereitgestellt. Wird das neue Dienstverhält-
nis als erstes Dienstverhältnis angemeldet, stellt die Finanzverwaltung dem Arbeitgeber die 
ELStAM nach Tz. II. 1 bis 3 und dem anderen Arbeitgeber die Steuerklasse VI zum Abruf 
bereit. 
 
Die für das neue Dienstverhältnis gültigen ELStAM werden grundsätzlich rückwirkend ab 
dem Beginn des Dienstverhältnisses (vgl. Tz. III. 3) gebildet. 
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Bezieht der Arbeitnehmer nebeneinander von mehreren Arbeitgebern Arbeitslohn, kann er 
auch während des Kalenderjahres einen neuen ersten Arbeitgeber bestimmen. Hierfür ist dem 
neuen Hauptarbeitgeber mitzuteilen, dass es sich nun um das erste Dienstverhältnis handelt. 
Dem weiteren Arbeitgeber ist mitzuteilen, dass es sich nun um das weitere Beschäftigungs-
verhältnis handelt und ggf. ob und in welcher Höhe ein nach § 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 
EStG festgestellter Freibetrag (vgl. Tz. VII) abgerufen werden soll. Ein solcher Wechsel darf 
frühestens mit Wirkung vom Beginn des Kalendermonats an erfolgen, in dem der Arbeitneh-
mer das erste Dienstverhältnis neu bestimmt. 
 
5. Pflichten des Arbeitnehmers 
 
Gegenüber dem Arbeitgeber 
Zum Zweck des Abrufs der ELStAM hat der Arbeitnehmer jedem Arbeitgeber bei Eintritt in 
das Dienstverhältnis Folgendes mitzuteilen (§ 39e Absatz 4 Satz 1 EStG): 

1. die Identifikationsnummer sowie den Tag der Geburt, 
2. ob es sich um das erste oder ein weiteres Dienstverhältnis handelt (vgl. Tz. III. 4), 
3. ggf. ob und in welcher Höhe ein nach § 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 EStG festge-

stellter Freibetrag abgerufen werden soll (vgl. Tz. VII). 
 
Soll in einem zweiten oder weiteren Dienstverhältnis ein Freibetrag nach § 39a EStG abgeru-
fen werden, wird auf die Erläuterung unter Tz. VII verwiesen. 
 
Gegenüber der Finanzverwaltung 
Die Steuerklasse und die Zahl der Kinderfreibeträge für minderjährige Kinder werden im 
neuen Verfahren in der Regel automatisch geändert. Auslöser hierfür sind Mitteilungen der 
Meldebehörden über den geänderten Familienstand bzw. die Geburt oder den Tod eines Kin-
des. In diesen Fällen ist der Arbeitnehmer nicht zu einer Mitteilung an das Finanzamt ver-
pflichtet (§ 39 Absatz 5 Satz 3 EStG i. V. m. § 39e Absatz 2 Satz 2 EStG). 
 
Ändern sich die persönlichen Verhältnisse des Arbeitnehmers und treten die Voraussetzungen 
zur Einreihung in eine für ihn ungünstigere Steuerklasse oder für eine geringere Zahl der Kin-
derfreibeträge ein, ist er in den Fällen, in denen die Änderungen nicht durch geänderte Mel-
dedaten automatisch angestoßen werden, verpflichtet, dies dem Finanzamt mitzuteilen und die 
Steuerklasse sowie die Zahl der Kinderfreibeträge umgehend ändern zu lassen (§ 39 Absatz 5 
Satz 1 EStG). Dies gilt insbesondere bei dauernder Trennung der Ehegatten oder wenn die 
Voraussetzungen für die Berücksichtigung des Entlastungsbetrags für Alleinerziehende und 
somit für die Anwendung der Steuerklasse II entfallen. 
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ihm bekannt wird, dass die ELStAM zu seinen Gunsten von den nach § 39 EStG zu bildenden 
Lohnsteuerabzugsmerkmalen abweichen (§ 39e Absatz 6 Satz 5 EStG), z. B. wenn der Ar-
beitgeber abgerufene ELStAM irrtümlich nicht dem zutreffenden Arbeitnehmer zugeordnet 
hat. 
 
Wird ein unbeschränkt einkommensteuerpflichtiger Arbeitnehmer beschränkt einkommen-
steuerpflichtig, hat er dies dem Finanzamt ebenfalls unverzüglich mitzuteilen (§ 39 Absatz 7 
Satz 1 EStG). Als Folge hat das Finanzamt die Lohnsteuerabzugsmerkmale vom Zeitpunkt 
des Eintritts der beschränkten Einkommensteuerpflicht an zu ändern und eine Bescheinigung 
für den Lohnsteuerabzug auszustellen. 
 
Zu den Folgerungen aufgrund fehlender oder unzutreffender Angaben vgl. Tz. III. 8. 
 
6. Rechte des Arbeitnehmers 
 
Abrufsperren und Abrufberechtigungen 
Im neuen Verfahren kann der Arbeitnehmer einen oder mehrere zum Abruf von ELStAM be-
rechtigte(n) Arbeitgeber benennen (Abrufberechtigung, „Positivliste“) oder bestimmte Ar-
beitgeber von der Abrufberechtigung ausschließen (Abrufsperre, „Negativliste“; § 39e Absatz 
6 Satz 6 Nummer 1 EStG). Zudem gibt es die Möglichkeit, sämtliche Arbeitgeber vom Abruf 
auszuschließen („Vollsperrung“; § 39e Absatz 6 Satz 6 Nummer 2 EStG). Eine Abrufberech-
tigung oder eine Sperrung ist dem Finanzamt mit dem Vordruck „Anträge zu den elektroni-
schen Lohnsteuerabzugsmerkmalen - ELStAM -“ mitzuteilen. Eine Verpflichtung zur Ertei-
lung einer Abrufberechtigung der ELStAM oder deren Sperrung besteht nicht. 
 
Abrufberechtigungen und Abrufsperren gelten lediglich mit Wirkung für die Zukunft, eine 
rückwirkende Berücksichtigung ist nicht möglich. Sie gelten, bis der Arbeitnehmer erklärt, 
die Abrufberechtigung zu erteilen oder die Sperrung aufzuheben. 
 
Die Erteilung einer Abrufberechtigung oder Sperrung eines Arbeitgebers zum Abruf der 
ELStAM setzt die Angabe der Steuernummer der Betriebsstätte oder des Teilbetriebs des Ar-
beitgebers, in dem der für die Durchführung des Lohnsteuerabzugs maßgebende Arbeitslohn 
ermittelt wird, voraus. Zu den sich hieraus ergebenden Arbeitgeberpflichten vgl. Tz. III. 2. 
Für die Verwendung der Steuernummer des Arbeitgebers gelten die Regelungen zu den 
Schutzvorschriften für die ELStAM entsprechend (vgl. Tz. III. 10). 
 
Positivliste 
Hat der Arbeitnehmer bei seinem Wohnsitzfinanzamt (vgl. Tz. II. 4) eine Positivliste einge-
reicht, werden darin nicht genannte Arbeitgeber für den Abruf von ELStAM des Antragstel-
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reits vorhandene Positivliste aufgenommen, ist ein Abruf der ELStAM durch den neuen Ar-
beitgeber nicht möglich. Bei fehlender Abrufberechtigung ist der Arbeitgeber zur Anwendung 
der Steuerklasse VI verpflichtet (§ 39e Absatz 6 Satz 8 EStG). Die Aufnahme von Arbeitge-
bern in die Positivliste setzt kein bestehendes Arbeitsverhältnis voraus. 
 
Negativliste 
Hat der Arbeitnehmer bei seinem Wohnsitzfinanzamt (vgl. Tz. II. 4) eine Negativliste einge-
reicht, können die darin genannten Arbeitgeber die ELStAM des Antragstellers nicht abrufen. 
Kommt es gleichwohl zu einem Arbeitsverhältnis und einer Lohnzahlung eines dieser Arbeit-
geber, hat er aufgrund der fehlenden Abrufberechtigung die Steuerklasse VI anzuwenden (§ 
39e Absatz 6 Satz 8 EStG). 
 
Vollsperrung 
Hat der Arbeitnehmer bei seinem Wohnsitzfinanzamt (vgl. Tz. II. 4) beantragt, die Bildung 
oder Bereitstellung der ELStAM allgemein sperren zu lassen, ist ein Abruf nicht möglich. 
Aufgrund der fehlenden Abrufberechtigung hat der Arbeitgeber die Steuerklasse VI anzu-
wenden (§ 39e Absatz 6 Satz 8 EStG). Die Sperrung bleibt solange bestehen, bis der Arbeit-
nehmer die Bildung oder Bereitstellung der ELStAM allgemein freischalten lässt. 
 
Auskunft über die eigenen ELStAM 
Der Arbeitnehmer kann beim zuständigen Wohnsitzfinanzamt (vgl. Tz. II. 4) auf Antrag Aus-
kunft über die für ihn gebildeten ELStAM sowie über die durch den Arbeitgeber in den letz-
ten 24 Monaten erfolgten Abrufe der ELStAM erhalten (§ 39e Absatz 6 Satz 4 EStG; vgl. 
Vordruck „Anträge zu den elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmalen - ELStAM -“). 
 
Mit dem Start des neuen Verfahrens ist es dem Arbeitnehmer darüber hinaus möglich, seine 
ELStAM über das ElsterOnline-Portal (www.elsteronline.de/eportal) einzusehen. Dazu ist 
eine kostenfreie Registrierung unter Verwendung der Identifikationsnummer im ElsterOnline-
Portal notwendig. 
 
Ungünstigere Lohnsteuerabzugsmerkmale 
Nach § 38b Absatz 3 EStG haben unbeschränkt einkommensteuerpflichtige Arbeitnehmer die 
Möglichkeit, beim Wohnsitzfinanzamt (vgl. Tz. II. 4) die Berücksichtigung ungünstigerer 
Lohnsteuerabzugsmerkmale zu beantragen (eine ungünstigere Steuerklasse, eine geringere 
Anzahl von Kindern; ebenso ist die Rücknahme eines Antrags auf Berücksichtigung des 
Pauschbetrags für behinderte Menschen möglich); s. Vordruck „Anträge zu den elektroni-
schen Lohnsteuerabzugsmerkmalen - ELStAM -“. Von ungünstigeren Besteuerungsmerkma-
len ist stets auszugehen, wenn die vom Arbeitnehmer gewählten Lohnsteuerabzugsmerkmale 
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ren. 
 
Ein solcher Antrag ist z. B. bei Arbeitnehmern denkbar, die dem Arbeitgeber ihren aktuellen 
Familienstand nicht mitteilen möchten. Um zu vermeiden, dass dem Arbeitgeber z. B. nach 
einer Eheschließung die nunmehr für verheiratete Arbeitnehmer in Betracht kommende 
Steuerklasse IV oder III mitgeteilt wird, kann der Arbeitnehmer beantragen, stattdessen die 
Steuerklasse I beizubehalten. 
 
Um das Ziel der Nichtoffenbarung von geänderten Besteuerungsmerkmalen zu erreichen, 
kann ein solcher Antrag bereits vor dem maßgebenden Ereignis beim Wohnsitzfinanzamt 
(vgl. Tz. II. 4) gestellt werden. 
 
7. Im Inland nicht meldepflichtige Arbeitnehmer 
 
Für im Inland nicht meldepflichtige Personen (nach § 1 Absatz 2 EStG erweitert unbeschränkt 
einkommensteuerpflichtige Arbeitnehmer, nach § 1 Absatz 3 EStG auf Antrag wie unbe-
schränkt einkommensteuerpflichtig zu behandelnde Arbeitnehmer, nach § 1 Absatz 4 EStG 
beschränkt einkommensteuerpflichtige Arbeitnehmer), wird die steuerliche Identifikations-
nummer nicht auf Grund von Mitteilungen der Meldebehörden zugeteilt. Die Teilnahme die-
ser Arbeitnehmer am neuen Verfahren ist in einer späteren programmtechnischen Ausbau-
stufe vorgesehen. Dies gilt auch dann, wenn für diesen Arbeitnehmerkreis auf Anforderung 
des Finanzamts oder aus anderen Gründen (z. B. früherer Wohnsitz im Inland) steuerliche 
Identifikationsnummern vorliegen. 
 
In diesen Fällen hat das Betriebsstättenfinanzamt des Arbeitgebers derzeit noch auf Antrag 
Papierbescheinigungen für den Lohnsteuerabzug auszustellen (Vordrucke „Antrag auf Ertei-
lung einer Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug für das Kalenderjahr 201__ bei erweiterter 
unbeschränkter Einkommensteuerpflicht und für übrige Bezieher von Arbeitslohn aus inländi-
schen öffentlichen Kassen“, „Antrag auf Erteilung einer Bescheinigung für den Lohnsteuer-
abzug für das Kalenderjahr 201__ für beschränkt einkommensteuerpflichtige Arbeitnehmer“). 
Legt ein Arbeitnehmer eine dieser Bescheinigungen für den Lohnsteuerabzug vor, entfällt die 
Verpflichtung und Berechtigung des Arbeitgebers zum Abruf der ELStAM nach § 39e Absatz 
4 Satz 2 und Absatz 5 Satz 3 EStG.  
 
Der Antrag nach § 39 Absatz 3 Satz 1 EStG ist grundsätzlich vom Arbeitnehmer zu stellen. 
Die Bescheinigung der Steuerklasse I kann auch der Arbeitgeber beantragen (§ 39 Absatz 3 
Satz 3 EStG), wenn er den Antrag im Namen des Arbeitnehmers stellt. Weitere Lohnsteuer-
abzugsmerkmale, etwa die Zahl der Kinderfreibeträge oder ein Freibetrag nach § 39a EStG, 
können nur auf Antrag des Arbeitnehmers gebildet werden (§ 39 Absatz 3 Satz 1 EStG). 
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Der Arbeitgeber hat die in der jahresbezogenen Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug aus-
gewiesenen Lohnsteuerabzugsmerkmale in das Lohnkonto des Arbeitnehmers zu überneh-
men, diese Bescheinigung als Beleg zum Lohnkonto zu nehmen und während des Dienstver-
hältnisses, längstens bis zum Ablauf des jeweiligen Kalenderjahres, aufzubewahren (§ 39 Ab-
satz 3 Satz 4 EStG). Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses vor Ablauf des Kalenderjahres 
hat er dem Arbeitnehmer diese Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug auszuhändigen. 
 
Ist die Ausstellung einer solchen Bescheinigung nicht beantragt oder legt der Arbeitnehmer 
sie nicht innerhalb von 6 Wochen nach Beginn des Dienstverhältnisses vor, hat der Arbeitge-
ber die Lohnsteuer nach der Steuerklasse VI zu ermitteln (§ 39c Absatz 2 Satz 2 EStG). 
 
In den Lohnsteuerbescheinigungen dieser Arbeitnehmer ist anstelle der Identifikationsnum-
mer das lohnsteuerliche Ordnungsmerkmal (§ 41b Absatz 2 Satz 1 und 2 EStG, sog. eTIN = 
elektronische Transfer-Identifikations-Nummer) auszuweisen. 
 
Hinsichtlich der Schutzvorschriften für die Lohnsteuerabzugsmerkmale gelten die Regelun-
gen zu den ELStAM unter Tz. III. 10 entsprechend. 
 
8. Durchführung des Lohnsteuerabzugs ohne ELStAM 
 
Fehlende Lohnsteuerabzugsmerkmale 
Bei fehlenden Lohnsteuerabzugsmerkmalen hat der Arbeitgeber die Lohnsteuererhebung nach 
der Steuerklasse VI durchzuführen. Dies kommt insbesondere dann in Betracht, wenn der Ar-
beitnehmer 

- bei Beginn des Dienstverhältnisses seinem Arbeitgeber die zum Abruf der ELStAM 
erforderliche steuerliche Identifikationsnummer und das Geburtsdatum schuldhaft 
nicht mitteilt (§ 39e Absatz 4 Satz 1 EStG), 

- eine Übermittlung der ELStAM an den Arbeitgeber gesperrt hat (§ 39e Absatz 6 Satz 
6 Nummer 1 EStG) oder 

- beim Finanzamt (vgl. Tz. II. 4) die Bildung der ELStAM sperren lassen hat (§ 39e Ab-
satz 6 Satz 6 Nummer 2 EStG). 

 
Abweichend hiervon hat der Arbeitgeber in den folgenden Fällen für die Lohnsteuerberech-
nung - längstens für die Dauer von drei Kalendermonaten - die voraussichtlichen Lohnsteuer-
abzugsmerkmale im Sinne des § 38b EStG zu Grunde zu legen (§ 39c Absatz 1 Satz 2 EStG), 
wenn 

1. ein Abruf der ELStAM wegen technischer Störungen nicht möglich ist, 
2. der Arbeitnehmer die fehlende Mitteilung über die ihm zuzuteilende Identifikations-

nummer nicht zu vertreten hat. 
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Als Störungen in diesem Sinne kommen technische Schwierigkeiten bei Anforderung und 
Abruf, Bereitstellung oder Übermittlung der ELStAM in Betracht oder eine verzögerte Aus-
stellung der Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug durch das Finanzamt. 
 
Aufgrund dieser Ausnahmeregelungen kann der Arbeitgeber den Lohnsteuerabzug 
für die Dauer von längstens drei Monaten nach den ihm bekannten persönlichen 
Besteuerungsmerkmalen des Arbeitnehmers durchführen (Steuerklasse, Kinderzähler und 
Religionszugehörigkeit). Erhält der Arbeitgeber die (elektronischen) 
Lohnsteuerabzugsmerkmale vor Ablauf der drei Monate, hat er in den Fällen des § 39c Absatz 
1 Satz 2 EStG die Lohnsteuerermittlungen für die vorangegangenen Kalendermonate zu 
überprüfen und erforderlichenfalls zu ändern (§ 39c Absatz 1 Satz 4 EStG). 
 
Hat der Arbeitnehmer nach Ablauf der drei Monate die Identifikationsnummer sowie den Tag 
seiner Geburt nicht mitgeteilt und ersatzweise die Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug 
nicht vorgelegt, so ist rückwirkend die Besteuerung nach der Steuerklasse VI durchzuführen 
und die Lohnsteuerermittlungen für die ersten drei Monate zu korrigieren. Erhält der 
Arbeitgeber in diesen Fällen die ELStAM oder ersatzweise die Bescheinigung für den 
Lohnsteuerabzug nach Ablauf der 3-Monatsfrist, ist eine Änderung des Lohnsteuerabzugs nur 
nach Maßgabe des § 41c Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 EStG möglich. 
 
Unbeschränkt einkommensteuerpflichtige Arbeitnehmer ohne steuerliche Identifikationsnum-
mer 
Ist einem nach § 1 Absatz 1 EStG unbeschränkt einkommensteuerpflichtigen Arbeitnehmer 
(noch) keine Identifikationsnummer (§§ 139a, 139b AO) zugeteilt worden, können ELStAM 
weder automatisiert gebildet noch vom Arbeitgeber abgerufen werden. In diesen Fällen er-
setzt eine dem Arbeitgeber vorzulegende Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug mit den an-
zuwendenden Lohnsteuerabzugsmerkmalen die ELStAM. Der Arbeitnehmer hat eine solche 
Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug beim Wohnsitzfinanzamt (vgl. Tz. II. 4) formlos 
oder mit dem „Antrag auf Ausstellung einer Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug“ zu be-
antragen und dem Arbeitgeber vorzulegen (§ 39e Absatz 8 Satz 1 und 4 EStG). 
 
Das Wohnsitzfinanzamt (vgl. Tz. II. 4) hat diese Bescheinigung für die Dauer eines Kalen-
derjahres auszustellen. Legt der Arbeitnehmer eine entsprechende Bescheinigung für den 
Lohnsteuerabzug vor, entfällt die Verpflichtung und Berechtigung des Arbeitgebers zum Ab-
ruf der ELStAM (§ 39e Absatz 8 Satz 2 EStG). 
 
Der Arbeitgeber hat diese jahresbezogene Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug als Beleg 
zum Lohnkonto zu nehmen und während des Dienstverhältnisses, längstens bis zum Ablauf 
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Ablauf des Kalenderjahres hat er dem Arbeitnehmer diese Bescheinigung auszuhändigen. 
 
Hat der Arbeitnehmer die Ausstellung einer solchen Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug 
nicht beantragt oder legt er sie nicht innerhalb von 6 Wochen nach Beginn des Dienstverhält-
nisses vor, hat der Arbeitgeber die Lohnsteuer nach der Steuerklasse VI zu ermitteln. 
 
Erhält der Arbeitnehmer seine Identifikationsnummer zugeteilt, hat er sie dem Arbeitgeber 
mitzuteilen (§ 39e Absatz 4 Satz 1 EStG). Mit dieser Angabe und dem (bereits vorliegenden) 
Geburtsdatum ist der Arbeitgeber berechtigt, die ELStAM des Arbeitnehmers abzurufen. Die 
vorliegende Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug hindert den Arbeitgeber nicht, im lau-
fenden Kalenderjahr zum elektronischen Verfahren zu wechseln, um so die ELStAM des Ar-
beitnehmers abrufen zu können. Die Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug ist weder an das 
ausstellende Finanzamt noch an den Arbeitnehmer herauszugeben.  
 
Hinsichtlich der Pflichten des Arbeitgebers zur Übertragung der Lohnsteuerabzugsmerkmale 
in das Lohnkonto, Aufbewahrung und Herausgabe der Bescheinigung für den Lohnsteuerab-
zug, Verwendung des lohnsteuerlichen Ordnungsmerkmals nach § 41b Absatz 2 Satz 1 und 2 
EStG sowie der Schutzvorschriften für die Lohnsteuerabzugsmerkmale gelten die Regelungen 
unter Tz. III. 7 und 10 entsprechend. 
 
9. ELStAM bei verschiedenen Lohnarten 
 
Auch wenn der Arbeitgeber verschiedenartige Bezüge zahlt, sind diese aufgrund des Grund-
satzes eines einheitlichen Dienstverhältnisses zu einem Arbeitgeber zusammenzurechnen. In 
den folgenden Fällen handelt es sich um ein einheitliches Dienstverhältnis, so dass die Lohn-
steuer für die Bezüge einheitlich und nach denselben ELStAM zu erheben ist. Der Abruf von 
ELStAM für ein zweites Dienstverhältnis des Arbeitnehmers durch denselben Arbeitgeber ist 
nicht möglich. 
 
Beispiele für die Zahlung verschiedenartiger Bezüge: 

- Ein Arbeitnehmer erhält vom Arbeitgeber neben einer Betriebsrente noch Arbeitslohn 
für ein aktives Dienstverhältnis; die Lohnsteuer wird nicht pauschal erhoben. 

- Ein Arbeitnehmer erhält vom Arbeitgeber Hinterbliebenenbezüge und eigene Versor-
gungsbezüge oder Arbeitslohn für ein aktives Dienstverhältnis. 

- Ein Arbeitnehmer ist in Elternzeit und arbeitet gleichwohl beim selben Arbeitgeber 
weiter. 
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unterschiedlichen Dienstverhältnissen (Nichtbeanstandungsregelung) vgl. Tz. III. 5 des 
ELStAM-Startschreibens in der Entwurfsfassung vom 2. Oktober 2012 a. a. O.    
 
10. Schutzvorschriften für die (elektronischen) Lohnsteuerabzugsmerkmale 
 
Nur die Personen, denen der Arbeitnehmer die Berechtigung erteilt hat (Arbeitgeber oder be-
auftragte Dritte), sind befugt, ELStAM abzurufen und zu verwenden (§ 39e Absatz 4 Satz 2 
und 6 EStG). ELStAM sind nur für den Lohnsteuerabzug bestimmt (§ 39e Absatz 4 Satz 7 
und Absatz 5 Satz 1 EStG). Folglich dürfen grundsätzlich weder der Arbeitgeber noch der mit 
der Durchführung des Lohnsteuerabzugs beauftragte Dritte abgerufene ELStAM bzw. Lohn-
steuerabzugsmerkmale offenbaren. Dies gilt nicht, soweit eine Weitergabe von (elektroni-
schen) Lohnsteuerabzugsmerkmalen gesetzlich zugelassen ist oder der Arbeitnehmer einer 
anderen Verwendung zustimmt (§ 39 Absatz 8 Satz 2 EStG). 
 
Vorsätzliche oder leichtfertige Zuwiderhandlungen stellen eine Ordnungswidrigkeit dar und 
können mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Euro geahndet werden (§ 39 Absatz 9 i. V. m. 
§ 39e Absatz 4 Satz 7 EStG).  
 
IV. Verfahrensrecht 
 
Sowohl die erstmalige Bildung der (elektronischen) Lohnsteuerabzugsmerkmale als auch de-
ren spätere Änderungen sind - wie die Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte im bisherigen 
Verfahren - eine gesonderte Feststellung von Besteuerungsgrundlagen im Sinne von § 179 
Absatz 1 AO, die unter dem Vorbehalt der Nachprüfung steht (§ 39 Absatz 1 Satz 4 EStG). 
Eine solche Feststellung ist ein anfechtbarer Verwaltungsakt, dessen Vollziehung gemäß § 
361 AO ausgesetzt werden kann. Da die Bildung der ELStAM unter dem Vorbehalt der 
Nachprüfung steht, hat der Arbeitnehmer daneben auch die Möglichkeit, eine Änderung nach 
§ 164 Absatz 2 Satz 2 AO zu beantragen. 
 
Um als Verwaltungsakt erkennbar und anfechtbar zu sein, müssen die Bildung der (elektroni-
schen) Lohnsteuerabzugsmerkmale und deren Änderungen dem Arbeitnehmer bekannt gege-
ben werden (§ 39 Absatz 1 Satz 5 EStG). Gemäß § 119 Absatz 2 AO kann dies schriftlich, 
elektronisch, mündlich oder in anderer Weise erfolgen. Üblicherweise hat der Arbeitgeber die 
ELStAM als Grundlage für die Lohnsteuerermittlung in der Lohn- und Gehaltsabrechnung 
auszuweisen (§ 39e Absatz 5 Satz 2 und Absatz 6 EStG). In diesen Fällen werden sie mit 
Aushändigung der Lohnabrechnung an den Arbeitnehmer bekannt gegeben (§ 39e Absatz 6 
Satz 3 EStG). Wird die Lohnabrechnung elektronisch bereitgestellt, ist das Bereitstellungs-
datum maßgebend (§ 39e Absatz 6 Satz 3 EStG).  
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6 Satz 2 EStG). Dies führt dazu, dass ein Einspruch gegen die gebildeten ELStAM innerhalb 
eines Jahres ab Bekanntgabe des Verwaltungsaktes eingelegt werden kann (§ 356 Absatz 2 
AO). 
 
Erteilt das Finanzamt auf Antrag des Arbeitnehmers einen Bescheid über die Berücksichti-
gung von Lohnsteuerabzugsmerkmalen (§ 39 Absatz 1 Satz 8 EStG), ist diesem eine Rechts-
behelfsbelehrung beizufügen. Das Finanzamt ist zudem zur schriftlichen Erteilung eines Be-
scheids mit einer Belehrung über den zulässigen Rechtsbehelf verpflichtet, wenn dem Antrag 
des Arbeitnehmers auf Bildung oder Änderung der Lohnsteuerabzugsmerkmale (regelmäßig 
im Rahmen eines Antrags auf Lohnsteuer-Ermäßigung) nicht oder nicht in vollem Umfang 
entsprochen wird (§ 39 Absatz 1 Satz 8 EStG). 
 
V. Härtefallregelung 
 
Allgemeines 
Sind Arbeitgeber nicht in der Lage und ist es ihnen nicht zumutbar, die ELStAM der Arbeit-
nehmer elektronisch abzurufen, wird ein Ersatzverfahren angeboten (§ 39e Absatz 7 EStG). 
Auf Antrag des Arbeitgebers kann das Betriebsstättenfinanzamt zur Vermeidung unbilliger 
Härten die Nichtteilnahme am neuen Abrufverfahren (ELStAM-Verfahren) zulassen (§ 39e 
Absatz 7 Satz 1 EStG). Die Teilnahme am Härtefallverfahren ist kalenderjährlich unter Darle-
gung der Gründe neu zu beantragen (§ 39e Absatz 7 Satz 4 EStG); ggf. rückwirkend bis zum 
Beginn des Kalenderjahres der Antragstellung. 
 
Eine unbillige Härte liegt insbesondere bei einem Arbeitgeber vor, der nicht über die techni-
schen Möglichkeiten der Kommunikation über das Internet verfügt oder für den eine solche 
Kommunikationsform wirtschaftlich oder persönlich unzumutbar ist (§ 150 Absatz 8 AO ist 
entsprechend anzuwenden).  
 
Dem Antrag ist stets stattzugeben, wenn der Arbeitgeber ausschließlich Arbeitnehmer im 
Rahmen einer geringfügigen Beschäftigung in seinem Privathaushalt im Sinne des § 8a Vier-
tes Buch Sozialgesetzbuch beschäftigt (§ 39e Absatz 7 Satz 2 EStG). 
 
Auch nach einer Genehmigung zur Nichtteilnahme an diesem Verfahren kann der Arbeitgeber 
jederzeit ohne gesonderte Mitteilung zum elektronischen Abrufverfahren wechseln. 
 
Antragstellung 
Der Antrag ist nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck zu stellen (Vordruck „Antrag des 
Arbeitgebers auf Nichtteilnahme am Abrufverfahren der elektronischen Lohnsteuerabzugs-
merkmale (ELStAM) für 201_“) und muss folgende Angaben beinhalten: 
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2. Verzeichnis der beschäftigten Arbeitnehmer, 
3. Identifikationsnummer und Geburtsdatum der einzelnen Beschäftigten, 
4. Angaben darüber, ob es sich um ein erstes (Hauptarbeitgeber) oder weiteres 

Dienstverhältnis (Steuerklasse VI) handelt und 
5. bei einem weiteren Beschäftigungsverhältnis ggf. den nach § 39a Absatz 1 Satz 1 

Nummer 7 EStG zu berücksichtigenden Betrag. 
 
Verfahren/Bescheinigung der Lohnsteuerabzugsmerkmale 
Gibt das Betriebsstättenfinanzamt dem Antrag statt, wird dem Arbeitgeber eine arbeitgeber-
bezogene Bescheinigung zur Durchführung des Lohnsteuerabzugs erteilt, welche die für das 
jeweilige Kalenderjahr gültigen Lohnsteuerabzugsmerkmale der einzelnen Arbeitnehmer ent-
hält. Im Fall der Änderung von Lohnsteuerabzugsmerkmalen wird dem Arbeitgeber automa-
tisch eine geänderte Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug übersandt. Diese Bescheinigun-
gen sind nur für den beantragenden Arbeitgeber bestimmt und dürfen von einem weiteren Ar-
beitgeber nicht als Grundlage für den Lohnsteuerabzug herangezogen werden. 
 
Pflichten des Arbeitgebers 
Für die Lohnsteuererhebung gelten in diesen Fällen die Regelungen des Abrufverfahrens für 
die ELStAM entsprechend. Insbesondere haben auch die wegen der Inanspruchnahme der 
Härtefallregelung nicht am elektronischen Verfahren teilnehmenden Arbeitgeber die Lohn-
steuerabzugsmerkmale der Arbeitnehmer in deren Lohnabrechnung auszuweisen. Auch hier 
gelten die Lohnsteuerabzugsmerkmale gegenüber dem Arbeitnehmer als bekannt gegeben, 
sobald der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer die Lohnabrechnung mit den ausgewiesenen Lohn-
steuerabzugsmerkmalen aushändigt. Im Übrigen sind für die in der Bescheinigung ausgewie-
senen Lohnsteuerabzugsmerkmale die Schutzvorschriften für die ELStAM entsprechend zu 
beachten (vgl. Tz. III. 10). 
 
Der Arbeitgeber hat die Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug sowie evtl. Änderungsmit-
teilungen als Beleg zum Lohnkonto zu nehmen und sie während der Beschäftigung, längstens 
bis zum Ablauf des maßgebenden Kalenderjahres, aufzubewahren. Zur Erteilung der Lohn-
steuerbescheinigung (§ 41b EStG) hat der Arbeitgeber die Besondere Lohnsteuerbescheini-
gung zu verwenden. 
 
Bei Ausscheiden eines Arbeitnehmers aus dem Beschäftigungsverhältnis ist dem Betriebs-
stättenfinanzamt unverzüglich das Datum der Beendigung schriftlich anzuzeigen (§ 39e Ab-
satz 7 Satz 8 EStG). 
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Nach einem Arbeitgeberwechsel im laufenden Kalenderjahr sind dem neuen Arbeitgeber - 
anders als im bisherigen Verfahren - regelmäßig nur die ELStAM des aktuellen Dienstver-
hältnisses bekannt. Deshalb hat der Arbeitgeber als weitere Voraussetzung für die Durchfüh-
rung eines Lohnsteuer-Jahresausgleichs zu beachten, dass der Arbeitnehmer durchgängig das 
gesamte Kalenderjahr bei ihm beschäftigt war. Im Rahmen des Lohnsteuer-Jahresausgleichs 
ist die Jahreslohnsteuer nach der Steuerklasse zu ermitteln, die für den letzten Lohnzahlungs-
zeitraum des Ausgleichsjahres als ELStAM abgerufen oder in einer Bescheinigung für den 
Lohnsteuerabzug ausgewiesen worden ist. 
 
VII. Lohnsteuerermäßigungsverfahren ab 2013 
 
Gültigkeit der Lohnsteuerabzugsmerkmale 
Im Gegensatz zu den nach § 38b EStG zu bildenden Lohnsteuerabzugsmerkmalen wird im 
neuen Verfahren für die nach § 39a EStG zu bildenden persönlichen Freibeträge zunächst die 
jahresbezogene Betrachtungsweise fortgesetzt. Folglich ist die Geltungsdauer des Freibetrags, 
der beim Lohnsteuerabzug insgesamt zu berücksichtigen und abzuziehen ist, sowie eines Hin-
zurechnungsbetrags derzeit weiterhin auf ein Jahr begrenzt (§ 52 Absatz 50h - neu - EStG in 
der Fassung des Entwurfs eines JStG 2013 (E)). Wie bisher sind hiervon die Pauschbeträge 
für behinderte Menschen und Hinterbliebene ausgenommen. 
 
Start- und Endtermin für das Lohnsteuerermäßigungsverfahren 
Der an den früheren Versand der Lohnsteuerkarten durch die Gemeinden (frühestens ab dem 
20. September) gebundene Starttermin für das Lohnsteuerermäßigungsverfahren besteht nicht 
mehr. Nach § 39a Absatz 2 Satz 2 EStG beginnt die Frist für die Antragstellung im neuen 
Verfahren am 1. Oktober eines jeden Jahres. Sie endet weiterhin am 30. November des Ka-
lenderjahres, in dem der Freibetrag gilt. Werden Anträge auf Lohnsteuer-Ermäßigung entge-
gen der gesetzlichen Vorgabe bereits vor dem 1. Oktober des Vorjahres gestellt, hat das Fi-
nanzamt diese Anträge nicht aus formalen Gründen abzulehnen. Diese Anträge sind mit Start 
des Lohnsteuerermäßigungsverfahrens zu bearbeiten. 
 
Soll ein Freibetrag nach § 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 6 EStG auf mehrere Dienstver-
hältnisse aufgeteilt werden, ist ein Antrag beim Finanzamt erforderlich. In diesen Fällen ord-
net das Finanzamt die Freibeträge den einzelnen Dienstverhältnissen für den Abruf als 
ELStAM zu. Der Arbeitnehmer hat dem Arbeitgeber weder Angaben zur Anwendung des 
Freibetrags noch dessen Höhe mitzuteilen. 
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Im neuen Verfahren kann der Arbeitnehmer entscheiden, ob bzw. in welcher Höhe der Ar-
beitgeber einen nach § 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 EStG beantragten und vom Finanzamt 
ermittelten Freibetrag abrufen soll. Allein für eine solche Verteilung auf die einzelnen Dienst-
verhältnisse ist ein Antrag beim Finanzamt nicht erforderlich. Diese Wahlmöglichkeit ist für 
zweite und weitere Beschäftigungsverhältnisse insbesondere für Fälle eines Arbeitgeberwech-
sels, nach Beendigung eines Dienstverhältnisses sowie bei in größeren Zeiträumen schwan-
kenden Arbeitslöhnen gedacht. 
 
Der Arbeitgeber hat den vom Arbeitnehmer genannten Betrag im Rahmen einer üblichen 
Anmeldung des Arbeitnehmers bzw. Anfrage von ELStAM an die Finanzverwaltung zu 
übermitteln. Nach Prüfung des übermittelten Betrags stellt die Finanzverwaltung dem Arbeit-
geber den tatsächlich zu berücksichtigenden Freibetrag als ELStAM zum Abruf bereit. Nur 
dieser Freibetrag ist für den Arbeitgeber maßgebend und für den Lohnsteuerabzug anzuwen-
den sowie in der üblichen Lohn- und Gehaltsabrechnung des Arbeitnehmers als ELStAM aus-
zuweisen. 
 
VIII. Sonstiges  
 
Aufzeichnung im Lohnkonto 
Der Arbeitgeber hat die im elektronischen Verfahren abgerufenen ELStAM in das Lohnkonto 
zu übernehmen (§ 41 Absatz 1 Satz 2 EStG). Gleiches gilt für die im Rahmen der Härtefallre-
gelung (vgl. Tz. V) in der vom Finanzamt ausgestellten Bescheinigung ausgewiesenen (Lohn-
steuerabzugs-) Merkmale und für die in der nach § 39e Absatz 8 EStG ausgestellten 
Bescheinigungen für den Lohnsteuerabzug ausgewiesenen (Lohnsteuerabzugs-) Merkmale. 
 
Lohnsteuerbescheinigung 
Im elektronischen Verfahren ist der Finanzverwaltung der für die Zerlegung der Lohnsteuer 
erforderliche amtliche Gemeindeschlüssel bekannt. Aus diesem Grunde entfällt insoweit die 
Übermittlungsverpflichtung des Arbeitgebers in der elektronischen Lohnsteuerbescheinigung. 
 
Korrektur des Lohnsteuerabzugs 
Nach § 41c Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 EStG ist der Arbeitgeber berechtigt, bei der jeweils 
nächsten Lohnzahlung bisher erhobene Lohnsteuer zu erstatten bzw. noch nicht erhobene 
Lohnsteuer nachträglich einzubehalten. Das gilt im neuen Verfahren auch dann, wenn ihm 
ELStAM zum Abruf zur Verfügung gestellt werden oder ihm der Arbeitnehmer eine Beschei-
nigung für den Lohnsteuerabzug mit Eintragungen vorlegt, die auf einen Zeitpunkt vor Abruf 
der Lohnsteuerabzugsmerkmale oder vor Vorlage der Bescheinigung für den Lohnsteuerab-
zug zurückwirken. 
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Die im neuen Verfahren der ELStAM erforderlichen bundeseinheitlich abgestimmten Erklä-
rungen und Vordrucke werden von den Finanzbehörden des Bundes und der Länder zur Ver-
fügung gestellt. Die seitens des Bundesministeriums der Finanzen bereitgestellten Erklärun-
gen und Vordrucke werden im Internet in einer Formulardatenbank unter der Internetadresse 
https://www.formulare-bfinv.de in der Rubrik 
Formularcenter/Formularkatalog/Steuerformulare/Lohnsteuer als ausfüllbare Formulare be-
reitgestellt. 
 
 
Dieses Schreiben ist für Lohnzahlungszeiträume ab dem Kalenderjahr 2013 bzw. für ab 2013 
zugeflossene sonstige Bezüge anzuwenden, soweit der Arbeitgeber im Einführungszeitraum 
nicht nach den Regelungen des § 52b - neu - EStG in der Fassung des JStG 2013 (E) und dem 
ELStAM-Startschreiben in der Entwurfsfassung vom 2. Oktober 2012 - IV C 5 - S 
2363/07/0002-03 - / - 2012/0813379 - verfährt. 
 
Dieses Schreiben steht ab sofort für eine Übergangszeit auf den Internetseiten des Bundesmi-
nisteriums der Finanzen (http://www.bundesfinanzministerium.de) unter der Rubrik Themen - 
Steuern - Steuerarten - Lohnsteuer - BMF-Schreiben/Allgemeines zur Einsicht und zum Abruf 
bereit. 
 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 
 
[Schlussformel] 
 
 
 


